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Der Europäische Gerichtshof hat entschieden:

Getränkesteuer auf alkoholische Getränke widerspricht der Verbrauchsteuerrichtlinie
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20. Krankenscheingebühren

Verbraucherpreisindex für Februar 2000
(vorläufiges Ergebnis)

Die Abteilung Gemeindeangelegenheiten hat im
Merkblatt für die Gemeinden Tirols über die entschei-
denden Schriftsätze im Vorabentscheidungsverfahren
C-437/97 berichtet: den einleitenden Antrag des Ver-
waltungsgerichtshofes, die Argumente der Republik
Österreich, die Stellungnahme der Kommission und die
Schlussanträge des Generalanwaltes (vgl. Folgen 4, 6
und 11/1998 und 8/1999). 

Am 9. März 2000 hat der Gerichtshof das Urteil ver-
kündet: Die Mehrwertsteuerrichtlinie steht der Ge-
tränke- und Speiseeissteuer nicht im Wege. Die Ver-
brauchsteuerrichtlinie steht auch der Getränkesteuer
auf nichtalkoholische Getränke und Speiseeissteuer
nicht im Wege. Die Verbrauchsteuerrichtlinie steht je-
doch der Getränkesteuer auf alkoholische Getränke im
Wege. Hinsichtlich der zeitlichen Wirkungen des Ur-
teils hält er fest, dass sich niemand auf § 3 Abs. 2 der
Verbrauchsteuerrichtlinie berufen könne, um Ansprü-
che betreffend die Getränkesteuer auf alkoholische Ge-
tränke, die vor der Verkündung des Urteils entrichtet
wurden oder fällig geworden sind, geltend zu machen,
es sei denn, er hätte vor diesem Zeitpunkt Klage erho-
ben oder einen entsprechenden Rechtsbehelf eingelegt. 

Das für die finanzielle Ausstattung der Tiroler Ge-
meinden einschneidende Urteil wird in seinem wesent-
lichen Inhalt wiedergegeben. Nach einer kurzen Dar-
stellung der beiden Ausgangsverfahren beim Verwal-
tungsgerichtshof und des (mit dem Tiroler Getränke-
und Speiseeissteuerrecht grundsätzlich übereinstim-
menden) Wiener und oberösterreichischen Getränke-
und Speiseeissteuerrechtes zitierte der Gerichtshof die
wesentlichen gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften:

„Gemeinschaftsrecht 
9. Artikel 33 der Sechsten Richtlinie bestimmt in der

Fassung der Richtlinie 91/680/EWG des Rates vom
16. Dezember 1991 zur Ergänzung des gemeinsamen
Mehrwertsteuersystems und zur Änderung der Richt-
linie 77/388 im Hinblick auf die Beseitigung der Steuer-
grenzen (ABl. L 376, S. 1): 

(1) Unbeschadet anderer Gemeinschaftsbestimmun-
gen, insbesondere der geltenden Gemeinschaftsbestim-
mungen über das allgemeine System, den Besitz, die Be-
förderung und die Kontrolle von verbrauchsteuer-
pflichtigen Waren, hindern die Bestimmungen dieser
Richtlinie einen Mitgliedstaat nicht daran, Abgaben auf
Versicherungsverträge, Abgaben auf Spiele und Wetten,
Verbrauchsteuern, Grunderwerbsteuern sowie ganz all-
gemein alle Steuern, Abgaben und Gebühren, die nicht
den Charakter von Umsatzsteuern haben, beizubehal-
ten oder einzuführen, sofern diese Steuern, Abgaben
und Gebühren im Verkehr zwischen den Mitgliedstaa-
ten nicht mit Formalitäten beim Grenzübergang ver-
bunden sind. 

(2) Wird in dieser Richtlinie auf verbrauchsteuer-
pflichtige Waren Bezug genommen, so handelt es sich
um folgende in den geltenden Gemeinschaftsbestim-
mungen definierten Waren: 

Mineralöle, 
Alkohol und alkoholische Getränke, 
Tabakwaren. 

10. Die dritte Begründungserwägung der Verbrauch-
steuerrichtlinie lautet: 

Der Begriff ,verbrauchsteuerpflichtige Waren‘ ist zu
definieren. Die gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften
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gelten nur für Waren, die in allen Mitgliedstaaten der
Verbrauchsteuer unterliegen. Auf diese Waren können
andere indirekte Steuern zu spezifischen Zwecken er-
hoben werden. Die Beibehaltung oder Einführung an-
derer indirekter Steuern darf keine mit dem Über-
schreiten einer Grenze verbundenen Formalitäten nach
sich ziehen. 

11. Artikel 3 der Verbrauchsteuerrichtlinie bestimmt
hierzu: 

(1) Diese Richtlinie findet auf Gemeinschaftsebene
Anwendung auf die folgenden in den einschlägigen
Richtlinien definierten Waren: 

Mineralöle, 
Alkohol und alkoholische Getränke, 
Tabakwaren. 
(2) Auf die in Absatz 1 genannten Waren können an-

dere indirekte Steuern mit besonderer Zielsetzung er-
hoben werden, sofern diese Steuern die Besteuerungs-
grundsätze der Verbrauchsteuern oder der Mehrwert-
steuer in Bezug auf die Besteuerungsgrundlage sowie die
Berechnung, die Steuerentstehung und die steuerliche
Überwachung beachten. 

(3) Die Mitgliedstaaten können Steuern auf andere
als die in Absatz 1 genannten Waren einführen oder bei-
behalten, sofern diese Steuern im Handelsverkehr zwi-
schen Mitgliedstaaten keine mit dem Grenzübertritt
verbundenen Formalitäten nach sich ziehen. 

Unter der gleichen Voraussetzung ist es den Mit-
gliedstaaten ebenfalls weiterhin freigestellt, Steuern auf
Dienstleistungen, auch im Zusammenhang mit ver-
brauchsteuerpflichtigen Waren, zu erheben, sofern es
sich nicht um umsatzbezogene Steuern handelt.“ 

Der Gerichtshof wiederholt sodann die ihm vom Ver-
waltungsgerichtshof zur Vorabentscheidung vorgeleg-
ten Fragen und begründet ausführlich seine Entschei-
dung:

„Die Vorlagefragen 
18. Der Verwaltungsgerichtshof hat das Verfahren

ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Fragen zur
Vorabentscheidung vorgelegt: 

1. Steht Artikel 33 Absatz 1 der Sechsten Richtlinie
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatz-
steuern Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheit-
liche steuerliche Bemessungsgrundlage (77/388/EWG)
der Beibehaltung einer Abgabe entgegen, die auf die ent-
geltliche Lieferung von Speiseeis einschließlich darin
verarbeiteter Früchte oder dazu verabreichter Früchte
und von Getränken, jeweils einschließlich der mitver-
kauften Umschließungen und des mitverkauften Zube-
hörs erhoben wird, und zwar im Ausmaß von 10% des
Entgelts bei Speiseeis und alkoholhältigen Getränken

und von 5% des Entgelts bei alkoholfreien Getränken,
wobei das Entgelt im Sinne der einschlägigen Bestim-
mungen des Umsatzsteuerrechts zu bemessen ist, die
Umsatzsteuer, das Bedienungsgeld und die Getränke-
steuer aber nicht zum Entgelt gehören?

2. Steht Artikel 3 Absatz 2 bzw. Absatz 3 zweiter Satz
der Richtlinie 92/12/EWG des Rates vom 25. Februar
1992 (Verbrauchsteuerrichtlinie) der Beibehaltung einer
Abgabe entgegen, wie sie oben in Punkt 1 beschrieben
ist?

3. Steht Artikel 92 Absatz 1 EG-Vertrag einer Aus-
nahmebestimmung entgegen, wonach der Ab-Hof-Ver-
kauf von Wein von der Getränkesteuer befreit ist?

Die erste Frage 
19. Die erste Frage geht dahin, ob Artikel 33 Absatz 1

der Sechsten Richtlinie der Beibehaltung einer Abgabe
wie der in den Ausgangsverfahren streitigen Getränke-
steuer entgegensteht. 

20. Nach ständiger Rechtsprechung (vgl. u. a. Urteile
vom 27. November 1985 in der Rechtssache 295/84,
Rousseau Wilmot, Slg. 1985, 3759, Randnr. 16, vom
7. Mai 1992 in der Rechtssache C-347/90, Bozzi, Slg.
1992, I-2947, Randnr. 9, und vom 17. September 1997,
in der Rechtssache C-130/96, Solisnor-Estaleiros Na-
vais, Slg. 1997 I-5053, Randnr. 13) soll Artikel 33 der
Sechsten Richtlinie, der den Mitgliedstaaten die Befug-
nis zur Beibehaltung oder Einführung bestimmter indi-
rekter Abgaben, wie z. B. von Verbrauchsteuern, nur be-
lässt, sofern es sich dabei nicht um Abgaben handelt, 
die ... den Charakter von Umsatzsteuern haben, damit
verhindern, dass das Funktionieren des gemeinsamen
Mehrwertsteuersystems durch steuerliche Maßnahmen
eines Mitgliedstaats beeinträchtigt wird, die den Waren-
und Dienstleistungsverkehr belasten und gewerbliche
Umsätze in einer mit der Mehrwertsteuer vergleichba-
ren Art und Weise erfassen. 

21. Solche steuerlichen Maßnahmen sind zumindest
Steuern, Abgaben und Gebühren, die die wesentlichen
Merkmale der Mehrwertsteuer aufweisen, auch wenn sie
nicht in allen Punkten mit dieser übereinstimmen. 

22. Diese wesentlichen Merkmale sind, wie der Ge-
richtshof bereits mehrfach ausgeführt hat, die folgen-
den: Die Mehrwertsteuer gilt ganz allgemein für alle
Umsätze mit Gegenständen und Dienstleistungen; sie
ist, unabhängig von der Anzahl der Geschäfte, propor-
tional zum Preis dieser Gegenstände und Dienstlei-
stungen; sie wird auf jeder Stufe der Erzeugung und des
Vertriebs erhoben, und sie erfasst schließlich den Mehr-
wert der Gegenstände und Dienstleistungen, d. h., die
bei einem Umsatz entstehende Steuer wird unter Ab-
zug der Steuer berechnet, die bei dem vorhergehenden
Umsatz entrichtet worden ist (siehe insbesondere Ur-
teil vom 3. März 1988 in der Rechtssache 252/86, Ber-
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gandi, Slg. 1988, 1343, Randnr. 15, sowie Urteile Bozzi,
Randnr. 12, und Solisnor-Estaleiros Navais, Randnr. 14).

23. Daraus ergibt sich, dass Artikel 33 der Sechsten
Richtlinie der Beibehaltung oder Einführung von Ein-
tragungsgebühren oder von Steuern, Abgaben und
Gebühren anderer Art entgegensteht, wenn diese die
wesentlichen Merkmale der Mehrwertsteuer aufweisen.
Außerdem hat der Gerichtshof im Urteil Solisnor-Esta-
leiros Navais (Randnrn. 19 und 20) ausgeführt, dass Ar-
tikel 33 der Sechsten Richtlinie der Beibehaltung oder
Einführung einer Abgabe nicht entgegensteht, wenn
diese eines der wesentlichen Merkmale der Mehrwert-
steuer nicht aufweist. 

24. Eine Abgabe wie die vom vorlegenden Gericht
beschriebene ist keine allgemeine Steuer, da sie nicht dar-
auf abzielt, sämtliche Umsätze in dem beteiligten Mit-
gliedstaat zu erfassen (vgl. in diesem Sinne das Urteil
Solisnor-Estaleiros Navais, Randnr. 17, sowie das Urteil
vom 16. Dezember 1992 in der Rechtssache C-208/91,
Beaulande, Slg. 1992, I-6709, Randnr. 16). Wie sich näm-
lich aus § 14 Absatz 1 Ziffer 8 FAG in Verbindung mit
§ 1 Wiener GStV und § 1 Oö GStG ergibt, erfasst diese
Abgabe nur eine bestimmte Kategorie von Waren; sie
wird nur auf die entgeltliche Lieferung von Speiseeis ein-
schließlich darin verarbeiteter oder dazu verabreichter
Früchte und von Getränken, jeweils einschließlich der
mitverkauften Umschließung und des mitverkauften
Zubehörs, erhoben. 

25. Somit brauchen die übrigen Merkmale der Ge-
tränkesteuer nicht geprüft zu werden. Auf die erste
Frage ist zu antworten, dass Artikel 33 der Sechsten
Richtlinie in der Fassung der Richtlinie 91/680 der Bei-
behaltung einer Abgabe wie der im Ausgangsverfahren
streitigen Getränkesteuer, die auf die entgeltliche Liefe-
rung von Speiseeis einschließlich darin verarbeiteter
oder dazu verabreichter Früchte und von Getränken, je-
weils einschließlich der mitverkauften Umschließung
und des mitverkauften Zubehörs, erhoben wird, nicht
entgegensteht. 

Die zweite Frage 
26. Die zweite Frage des vorlegenden Gerichts geht

dahin, ob Artikel 3 Absätze 2 und 3 der Verbrauchsteu-
errichtlinie der Beibehaltung einer Abgabe wie der zur
entscheidungserheblichen Zeit in Wien und Oberöster-
reich erhobenen Getränkesteuer entgegensteht. 

27. Zur Beantwortung dieser Frage ist zunächst da-
nach zu unterscheiden, ob die Getränkesteuer auf alko-
holfreie Getränke und Speiseeis oder auf alkoholische
Getränke erhoben wird: Artikel 3 Absatz 2 der Ver-
brauchsteuerrichtlinie gilt nur für die steuerpflichtigen
Waren, die wie die alkoholischen Getränke in Absatz 1
genannt sind; im Übrigen gilt Absatz 3. 

28. Zu einer Abgabe wie der Getränkesteuer, soweit
diese auf alkoholfreie Getränke und Speiseeis erhoben
wird: Nach Artikel 3 Absatz 3 der Verbrauchsteuer-
richtlinie dürfen die Mitgliedstaaten Steuern auf andere
als die in Absatz 1 genannten Waren oder auf Dienstlei-
stungen, bei denen es sich nicht um umsatzbezogene
Steuern handelt, beibehalten, sofern diese Steuern im
Handelsverkehr zwischen Mitgliedstaaten keine mit
dem Grenzübertritt verbundenen Formalitäten nach
sich ziehen. 

29. Weder in den Ausgangsverfahren noch vor dem
Gerichtshof ist behauptet worden, dass die auf alkohol-
freie Getränke und Speiseeis erhobenen Steuern dies
täten. Sie sind deshalb mit Artikel 3 Absatz 3 der Ver-
brauchsteuerrichtlinie vereinbar. 

30. Zu einer Abgabe wie der Getränkesteuer, soweit
diese auf alkoholische Getränke erhoben wird: Nach
Artikel 3 Absatz 2 der Verbrauchsteuerrichtlinie dürfen
auf die in Absatz 1 genannten Waren (darunter alkoho-
lische Getränke) indirekte Steuern, die keine Ver-
brauchsteuern sind, erhoben werden, wenn sie eine oder
mehrere besondere Zielsetzungen im Sinne dieser Be-
stimmung verfolgen und die Besteuerungsgrundsätze
der Verbrauchsteuern oder der Mehrwertsteuer in Be-
zug auf die Besteuerungsgrundlage sowie die Berech-
nung, die Steuerentstehung und die steuerliche Über-
wachung beachten. 

31. Zunächst ist zu prüfen, ob eine Abgabe wie die
auf alkoholische Getränke erhobene Getränkesteuer
eine besondere Zielsetzung im Sinne von Artikel 3 Ab-
satz 2 der Verbrauchsteuerrichtlinie, d. h. andere als reine
Haushaltszwecke verfolgt (vgl. in diesem Sinne Urteil
vom 24. Februar 2000 in der Rechtssache C-434/97,
Kommission/Frankreich, Randnr. 19, Slg. 2000, I-0000). 

32. Nach dem Vorbringen der österreichischen Re-
gierung besteht die besondere Zielsetzung der Geträn-
kesteuer in der Stärkung der finanziellen Gemeinde-
autonomie. 

33. Die Stärkung der Gemeindeautonomie durch die
Einräumung der Befugnis zur Steuererhebung stellt je-
doch eine rein fiskalische Zielsetzung dar, die, wie aus-
geführt, als solche keine besondere Zielsetzung im Sinne
von Artikel 3 Absatz 2 der Verbrauchsteuerrichtlinie
darstellt. 

34. Die österreichische Regierung trägt weiter vor,
dass die Getränkesteuer der besonderen Zielsetzung
diene, die erheblichen finanziellen Belastungen der Ge-
meinden durch ihre touristische Inanspruchnahme aus-
zugleichen. 

35. Wie sich jedoch aus den Akten des Ausgangsver-
fahrens ergibt und wie auch die österreichische Regie-
rung nicht bestreitet, gibt es keine Zweckwidmung der
Getränkesteuer; auch besteht kein Zusammenhang mit
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den touristischen Infrastrukturen oder der Entwicklung
des Fremdenverkehrs, da die Getränkesteuer unabhän-
gig davon, wo die Getränke konsumiert werden, und
somit auch an Orten erhoben wird, an denen es keinen
Fremdenverkehr gibt. Im Übrigen gibt es in Österreich
bereits Abgaben, die besonders der Förderung des
Fremdenverkehrs dienen (vgl. dazu Urteil vom 8. Juni
1999 in den Rechtssachen C-338/97, C-344/97 und 
C-390/97, Pelzl u. a., Slg. 1999, I-3319). 

36. Die österreichische Regierung weist schließlich
darauf hin, dass die Getränkesteuer dem Gesundheits-
schutz dienen solle, denn sie fördere den Genuss alko-
holfreier Getränke, die einer niedrigeren Steuer unter-
lägen als alkoholische Getränke. 

37. Jedoch ist nach § 14 Absatz 1 Ziffer 8 FAG der
Direktverkauf von Wein in Österreich von der Geträn-
kesteuer befreit. Dass diese Steuer die Verbraucher vom
Genuss alkoholischer Getränke abhalten und dem Ge-
sundheitsschutz dienen soll, lässt sich somit bestreiten.
Außerdem gilt, wie die Kommission unwidersprochen
vorgetragen hat, nach § 10 Absatz 3 Ziffer 1 UStG in
Österreich für Wein aus frischen Weintrauben, der von
österreichischen Weingütern erzeugt und direkt ver-
kauft wird, ein niedrigerer Mehrwertsteuersatz, so dass
ein Getränk wie österreichischer Wein, der ab Hof ver-
kauft wird, insgesamt niedriger besteuert wird als ein
alkoholfreies Getränk wie Orangensaft. Im Übrigen be-
lastet die Getränkesteuer Speiseeis mit demselben Steu-
ersatz wie alkoholische Getränke (10 %) und, wenn auch
mit einem niedrigeren Satz (5 %), auch alkoholfreie
Getränke. Auch daraus ergibt sich, dass der Gesund-
heitsschutz nicht die besondere Zielsetzung der frag-
lichen Regelung bildet. 

38. Nach alledem verfolgt eine Abgabe wie die auf
alkoholische Getränke erhobene Steuer keine besondere
Zielsetzung im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Ver-
brauchsteuerrichtlinie. 

39. Zweitens ist zu prüfen, ob eine Abgabe wie die
auf alkoholische Getränke erhobene Steuer die Besteu-
erungsgrundsätze der Verbrauchsteuern oder der Mehr-
wertsteuer in Bezug auf die Besteuerungsgrundlage so-
wie die Berechnung, die Steuerentstehung und die steu-
erliche Überwachung beachtet. 

40. Allerdings weichen die verschiedenen Sprachfas-
sungen des Artikels 3 Absatz 2 der Verbrauchsteuer-
richtlinie in zweifacher Hinsicht voneinander ab. 

41. Nach ständiger Rechtsprechung des Gerichts-
hofes ist bei verschiedenen möglichen Auslegungen
einer Gemeinschaftsvorschrift derjenigen der Vorzug 
zu geben, die die praktische Wirksamkeit der Vorschrift
zu wahren geeignet ist (vgl. insbesondere Urteil vom
22. September 1988 in der Rechtssache 187/87, Saarland
u. a., Slg. 1988, 5013, Randnr. 19). 

42. Weichen die verschiedenen Sprachfassungen eines
Gemeinschaftstextes voneinander ab, so muss die frag-
liche Vorschrift außerdem nach dem Zusammenhang
und dem Zweck der Regelung ausgelegt werden, zu der
sie gehört (vgl. insbesondere Urteil vom 27. März 1990
in der Rechtssache C-372/88, Cricket St Thomas, Slg.
1990, I-1345, Randnr. 19). 

43. Erstens eröffnet in der deutschen, der französi-
schen, der italienischen, der portugiesischen und der
spanischen Fassung die Verwendung des Wortes oder
eine Alternative zwischen der Beachtung der Besteue-
rungsgrundsätze einerseits der Verbrauchsteuern und
andererseits der Mehrwertsteuer, während in der däni-
schen, der englischen, der finnischen, der griechischen,
der niederländischen und der schwedischen Fassung das
Wort und die kumulative Beachtung dieser Grundsätze
zu fordern scheint. 

44. Mehrwertsteuer und Verbrauchsteuern besitzen
jedoch Merkmale, die nicht miteinander vereinbar sind.
So ist die Mehrwertsteuer proportional im Verhältnis
zum Preis der Waren, die ihr unterliegen, während Ver-
brauchsteuern hauptsächlich aufgrund des Volumens
der Ware berechnet werden. Außerdem wird die Mehr-
wertsteuer auf jeder Stufe der Erzeugung und des Ver-
triebs erhoben (wobei die Vorsteuer grundsätzlich ab-
zugsfähig ist), während die Verbrauchsteuern bei der
Überführung der steuerpflichtigen Ware in den steuer-
rechtlich freien Verkehr entstehen (ohne dass eine ver-
gleichbare Abzugsmöglichkeit vorgesehen ist). Schließ-
lich wird die Mehrwertsteuer allgemein, die Verbrauch-
steuer nur auf bestimmte Waren erhoben. Artikel 3
Absatz 2 der Richtlinie wäre somit nicht zu erfüllen,
wenn er die Mitgliedstaaten verpflichtete, die Besteue-
rungsgrundsätze beider Steuerarten gleichzeitig zu be-
achten. 

45. Zweitens verpflichtet die Richtlinie in der däni-
schen, der englischen, der finnischen, der niederländi-
schen, der portugiesischen und der schwedischen Fas-
sung die Mitgliedstaaten zur Beachtung des für die Ver-
brauchsteuern und die Mehrwertsteuer geltenden Steu-
errechts. In der deutschen Fassung verpflichtet sie die
Mitgliedstaaten dagegen nur zur Beachtung der Besteu-
erungsgrundsätze der Verbrauchsteuern oder der Mehr-
wertsteuer. Die französische, die griechische, die italie-
nische und die spanische Fassung verwenden Um-
schreibungen wie les règles applicables pour les besoins
des accises ou de la TVA, êáíüíåò öïñïëüãçóçò ðïõ éó÷ýïõí
ãéá ôéò áíÜãêåò ôùí åéäéêþí öüñùí êáôáíÜëùóçò êáé ôïõ
ÖÐÁ, le regole di imposizione applicabili ai fini della
accise o dell'IVA, las normas impositivas aplicables en
relación con los impuestos especiales o el IVA.

46. Aus dem Vergleich zwischen Artikel 3 Absätze 2
und 3 sowie aus der dritten Begründungserwägung der
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Verbrauchsteuerrichtlinie, die sich auf beide in Artikel
3 behandelten Fälle bezieht, ergibt sich, dass diese Richt-
linie verhindern will, dass der Handelsverkehr durch zu-
sätzliche indirekte Steuern übermäßig behindert wird.
Dies wäre insbesondere der Fall, wenn die Wirtschafts-
teilnehmer anderen als den in den Gemeinschaftsvor-
schriften über die Verbrauchsteuern oder die Mehr-
wertsteuer vorgesehenen Förmlichkeiten unterlägen,
denn diese könnten von einem Mitgliedstaat zum ande-
ren variieren. 

47. Demnach verlangt Artikel 3 Absatz 2 der Ver-
brauchsteuerrichtlinie von den Mitgliedstaaten nicht die
Beachtung des gesamten für die Verbrauchsteuern oder
die Mehrwertsteuer geltenden Steuerrechts in Bezug auf
die Besteuerungsgrundlage, die Berechnung und die
Entstehung der Steuer sowie die steuerliche Überwa-
chung. Es reicht aus, wenn die indirekten Steuern mit
besonderer Zielsetzung unter diesen Aspekten einer die-
ser beiden Besteuerungstechniken, wie sie im Gemein-
schaftsrecht ausgestaltet sind, strukturell entsprechen. 

48. Die Getränkesteuer entspricht strukturell dem für
die Verbrauchsteuern auf alkoholische Getränke gelten-
den Steuerrecht nicht. Sie wird anders berechnet als die
Verbrauchsteuern: Ihr Betrag wird aufgrund des Wertes
der Ware, nicht aufgrund von deren Gewicht, Menge
oder Alkoholgehalt festgelegt. Außerdem entsteht sie
anders als die Verbrauchsteuer erst auf der Stufe des Ver-
kaufs an den Endverbraucher, nicht bei der Überfüh-
rung in den steuerrechtlich freien Verkehr im Sinne des
Artikels 6 Absatz 1 der Verbrauchsteuerrichtline. 

49. Die Getränkesteuer entspricht strukturell auch
dem Mehrwertsteuerrecht nicht. Zwar verstößt sie nicht
gegen Artikel 33 der Sechsten Richtlinie; sie entspricht
jedoch nicht den Grundsätzen der Mehrwertsteuer in
Bezug auf die Berechnung und die Steuerentstehung.
Denn da sie nur auf der Stufe des Verkaufs an den End-
verbraucher erhoben wird, wird sie nicht auf jeder Stufe
der Erzeugung und des Vertriebs erhoben; außerdem
wird sie berechnet, ohne dass die Möglichkeit des Vor-
steuerabzugs bestünde.

50. Auf die zweite Frage ist somit zu antworten, dass
Artikel 3 Absatz 3 der Verbrauchsteuerrichtlinie der Bei-
behaltung einer auf alkoholfreie Getränke und Speise-
eis erhobenen Steuer wie der im Ausgangsverfahren
streitigen nicht entgegensteht. Artikel 3 Absatz 2 die-
ser Richtlinie steht jedoch der Beibehaltung einer auf
alkoholische Getränke erhobenen Steuer wie derjenigen
entgegen, um die es im Ausgangsverfahren geht. 

Die dritte Frage 
51. Die dritte Frage des vorlegenden Gerichts geht

dahin, ob die Befreiung des Ab-Hof-Verkaufs von Wein
von der Getränkesteuer eine Beihilfe darstellt, die mit
dem Gemeinschaftsrecht unvereinbar ist. 

52. Nach ständiger Rechtsprechung ist es zunächst
allein Sache des befassten nationalen Gerichts, das den
Rechtsstreit zu entscheiden hat, im Hinblick auf den
jeweiligen Einzelfall sowohl die Erforderlichkeit einer
Vorabentscheidung zum Erlass seines Urteils als auch
die Erheblichkeit der dem Gerichtshof vorzulegenden
Fragen zu beurteilen (vgl. insbesondere Urteil vom
15. Dezember 1995 in der Rechtssache C-415/93, Bos-
man, Slg. 1995, I-4921, Randnr. 59). Gleichwohl hat sich
der Gerichtshof außerstande gesehen, über eine von
einem nationalen Gericht zur Vorabentscheidung vor-
gelegte Frage zu befinden, wenn die Auslegung oder die
Beurteilung der Gültigkeit einer Gemeinschaftsvor-
schrift, um die das vorlegende Gericht ersucht, offen-
sichtlich in keinem Zusammenhang mit dem Sachver-
halt oder dem Gegenstand des Ausgangsrechtsstreits
steht oder wenn das Problem hypothetischer Natur ist
und der Gerichtshof nicht über die tatsächlichen und
rechtlichen Informationen verfügt, die für eine zweck-
dienliche Beantwortung der vorgelegten Fragen erfor-
derlich sind (vgl. Urteil Bosman, Randnr. 61, und Ur-
teil vom 15. Juni 1999 in der Rechtssache C-421/97,
Tarantik, Randnr. 33, Slg. 1999, I-3633). 

53. Die gestellte Frage ist für die Entscheidung der
Ausgangsrechtstreitigkeiten unerheblich, denn diese
betreffen die Verpflichtung der Beschwerdeführer zur
Entrichtung von Getränkesteuer aufgrund der entgelt-
lichen Lieferung von Getränken und Speiseeis, nicht da-
gegen die Frage, ob die Befreiung der Ab-Hof-Verkäufe
von dieser Steuer eine staatliche Beihilfe darstellt, die
mit dem EG-Vertrag unvereinbar ist. 

54. Folglich ist die dritte Vorlagefrage nicht zu be-
antworten. 

Zur zeitlichen Begrenzung der Wirkungen des
Urteils 

55. Die österreichische Regierung hat in ihren Erklä-
rungen die Möglichkeit angesprochen, dass der Ge-
richtshof die Wirkung dieses Urteils zeitlich begrenzen
könnte, wenn er zu der Auffassung kommen sollte, dass
eine Abgabe wie die Getränkesteuer mit den einschlägi-
gen Vorschriften des Gemeinschaftsrechts unvereinbar
sei. 

56. Zur Begründung ihres Antrags macht die öster-
reichische Regierung den Gerichtshof auf die schwer-
wiegenden finanziellen Auswirkungen eines Urteils auf-
merksam, das die Verpflichtung zur Rückzahlung der bis
jetzt rechtsgrundlos erhobenen Steuer aussprechen
würde. Bei den österreichischen Gemeinden würden
dann nämlich unzählige Rückzahlungsanträge eingehen,
die sie nicht bearbeiten könnten. Eine Rückzahlung
würde im Übrigen durch die große Anzahl der getätig-
ten Umsätze erschwert, die in die Millionen gingen.
Außerdem hätten die der Getränkesteuer unterliegen-
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den Lieferanten die Steuer im Rahmen ihrer Tätigkeit
auf die Verbraucher abgewälzt. Da diese nach dem Ge-
nuss eines Getränks oder dem Verzehr von Speiseeis im
allgemeinen keinen Zahlungsbeleg aufbewahrten, sei es
unmöglich, ihnen die Steuer zurückzuzahlen. Abschlie-
ßend führt die österreichische Regierung unwiderspro-
chen aus, Vertreter der Kommission hätten ihr bei den
Verhandlungen über den Beitritt der Republik Öster-
reich zur Europäischen Union versichert, dass die Ge-
tränkesteuer mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar sei. 

57. Legt der Gerichtshof eine Bestimmung aus, so
kann er nur ausnahmsweise aufgrund des allgemeinen
gemeinschaftsrechtlichen Grundsatzes der Rechtssi-
cherheit mit Wirkung für alle Betroffenen anordnen,
dass diese sich nicht auf diese Auslegung berufen dür-
fen, um Rechtsverhältnisse in Frage zu stellen, die sie 
in gutem Glauben begründet haben. Nach ständiger
Rechtsprechung des Gerichtshofes muss eine solche
Beschränkung in dem Auslegungsurteil selbst enthalten
sein. Bei der Entscheidung darüber, ob die Tragweite
eines Urteils zeitlich zu begrenzen ist, muss berück-
sichtigt werden, dass zwar bei allen gerichtlichen Ent-
scheidungen deren praktische Auswirkungen sorgfältig
zu erwägen sind, dies aber nicht so weit gehen darf, dass
die Objektivität des Rechts gebeugt und seine zukünf-
tige Anwendung unterbunden wird, nur weil eine Ge-
richtsentscheidung für die Vergangenheit gewisse Aus-
wirkungen haben kann (Urteile vom 2. Februar 1988 in
der Rechtssache 24/86, Blaizot, Slg. 1988, 379, Randnrn.
28 und 30, und vom 16. Juli 1992 in der Rechtssache 
C-163/90, Legros u. a., Slg. 1992, I-4625, Randnr. 30). 

58. Für die vorliegende Rechtssache ist zunächst fest-
zuhalten, dass Artikel 3 Absatz 2 der Verbrauchsteuer-
richtlinie bislang nicht Gegenstand eines Auslegungs-
urteils aufgrund eines Vorabentscheidungsersuchens
war; auch durfte die österreichische Regierung aufgrund
des Verhaltens der Kommission annehmen, dass die Vor-
schriften über die Besteuerung alkoholischer Getränke
mit dem Gemeinschaftsrecht vereinbar waren. 

59. Auf den in Rede stehenden Gesamtbetrag, das
Fehlen von Zahlungsbelegen und die bedeutende An-
zahl geringfügiger Umsätze, bei denen es um kleine Be-
träge ging, braucht nicht eingegangen zu werden. Zwin-
gende Gründe der Rechtssicherheit schließen es näm-
lich aus, dass Rechtsverhältnisse, die ihre Wirkungen in
der Vergangenheit erschöpft haben, in Frage gestellt
werden, da dies das Finanzierungssystem der österrei-
chischen Gemeinden rückwirkend in seinen Grundlagen
erschüttern würde. 

60. Deshalb ist zu bestimmen, dass sich niemand auf
Artikel 3 Absatz 2 der Verbrauchsteuerrichtlinie beru-

fen kann, um Ansprüche betreffend Abgaben wie die
Steuer auf alkoholische Getränke, die vor Erlass dieses
Urteils entrichtet wurden oder fällig geworden sind, gel-
tend zu machen, es sei denn, er hätte vor diesem Zeit-
punkt Klage erhoben oder einen entsprechenden
Rechtsbehelf eingelegt.“

Der Europäische Gerichtshof trifft schließlich fol-
gende Vorabentscheidung:

„Aus diesen Gründen hat 

DER GERICHTSHOF (Fünfte Kammer)

auf die ihm vom Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss
vom 18. Dezember 1997 vorgelegten Fragen für Recht
erkannt: 

1. Artikel 33 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um-
satzsteuern Gemeinsames Mehrwertsteuersystem:
einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrundlage
in der Fassung der Richtlinie 91/680/EWG des Rates
vom 16. Dezember 1991 zur Ergänzung des gemein-
samen Mehrwertsteuersystems und zur Änderung der
Richtlinie 77/388 im Hinblick auf die Beseitigung der
Steuergrenzen steht der Beibehaltung einer Abgabe
wie der im Ausgangsverfahren streitigen Getränke-
steuer, die auf die entgeltliche Lieferung von Speise-
eis einschließlich darin verarbeiteter oder dazu ver-
abreichter Früchte und von Getränken, jeweils ein-
schließlich der mitverkauften Umschließung und des
mitverkauften Zubehörs, erhoben wird, nicht ent-
gegen. 

2. Artikel 3 Absatz 3 der Richtlinie 92/12/EWG des
Rates vom 25. Februar 1992 über das allgemeine Sy-
stem, den Besitz, die Beförderung und die Kontrolle
verbrauchsteuerpflichtiger Waren steht der Beibehal-
tung einer auf alkoholfreie Getränke und Speiseeis er-
hobenen Steuer wie der im Ausgangsverfahren strei-
tigen nicht entgegen. Artikel 3 Absatz 2 dieser Richt-
linie steht jedoch der Beibehaltung einer auf alkoho-
lische Getränke erhobenen Steuer wie derjenigen ent-
gegen, um die es im Ausgangsverfahren geht. 

3. Niemand kann sich auf Artikel 3 Absatz 2 der
Richtlinie 92/12 berufen, um Ansprüche betreffend
Abgaben wie die Steuer auf alkoholische Getränke,
die vor Erlass dieses Urteils entrichtet wurden oder
fällig geworden sind, geltend zu machen, es sei denn,
er hätte vor diesem Zeitpunkt Klage erhoben oder
einen entsprechenden Rechtsbehelf eingelegt.“
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Die Gebühren der innerhalb eines Kalendermonats
(=Beitragszeitraumes) abgegebenen gebührenpflichti-
gen Krankenscheine sind vom Dienstgeber bzw. der
sonstigen ausstellenden Stelle jeweils bis zum 15. des
Folgemonats, gemeinsam mit den SV-Beiträgen, an je-
nen Krankenversicherungsträger, auf dessen Rechnung
sie eingehoben werden, abzuführen.

Die Meldung der abzuführenden Krankenscheinge-
bühren hat monatlich mit der Beitragsnachweisung
(Verrechnungsgruppe N99) zu erfolgen.

In jenen Fällen, in denen die Aufnahme der Kran-
kenscheingebühren in die monatliche Beitragsmeldun-
gen nicht zeitgerecht erfolgen kann und die Beitrags-
nachweisungen mittels Datenfernübertragung direkt
durch eine externe Lohnverrechnungsstelle erfolgt, hat
die Meldung der eingehobenen und abzuführenden
Krankenscheingebühren separat zu erfolgen. Für die
Meldung der Krankenscheingebühr ist diesem Merk-
blatt ein Muster für die Beitragsmeldung beigeschlos-
sen. Es ist darauf zu achten, dass die Meldungen diesem
Muster entsprechen.

20.
Krankenscheingebühren

Gemeinde: ..............................................................................................

Gemeindeverband: .................................................................................

Dienstgeber

Konto-Nummer .......................... .................

An die

Tiroler Gebietskrankenkasse

Beitragsabteilung

Klara-Pölt-Weg 2

6020 Innsbruck

Krankenscheingebühren
(N99)

Monat....................................

ATS.......................................

Datum:

Unterschrift:

Wichtiger Hinweis:

Für jede Dienstgeber-Kontonummer ist eine gesonderte Meldung zu
erstellen.

Die Namen der Krankenscheinbezieher müssen nicht angeführt werden.



A P R I L  2 0 0 0M E R K B L AT T  F Ü R  D I E  G E M E I N D E N  T I R O L S8

Jänner 2000 Februar 2000
(endgültig) (vorläufig)

Index der Verbraucherpreise 96
Basis: Durchschnitt 1996 = 100 103,6 104,3

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100 135,5 136,4

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100 210,6 212,0

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100 369,5 372,0

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 470,9 474,0

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100 472,3 475,5

Der Index der Verbraucherpreise 1996 (Basis: Durchschnitt 1996 = 100) für
den Kalendermonat Februar 2000 beträgt 104,3 (vorläufige Zahl) und ist
somit gegenüber Jänner 2000 (103,6 endgültige Zahl) um 0,7% gestiegen.
Die Steigerungsrate gegenüber Februar 1999 beträgt + 1,7% (Jänner 2000/
1999: + 1,2%).

V E R B RAU C H E R P R E I S I N D E X  
F Ü R  F E B R UA R 2 0 0 0

(vorläufiges Ergebnis)
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